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Für Russland geht es um seine Selbständigkeit

Zu den Ereignissen um Ukraine und Krim mangelt es weitgehend an der Diskussion des Aspekts, dass in der Ukraine vor Monaten ein Machtwechsel vollzogen wurde, der Russland in eine sehr schwierige Situation bringt. Seitens Russlands wird behauptet, dieser Machtwechsel sei von westlichen Staaten, besonders den Vereinigten Staaten, herbeigeführt worden mit dem Ziel, die Ukraine dem westlichen Einflussbereich einzugliedern. Schon an diesem Punkt werden Defizite in den öffentlich zugänglichen Informationen sichtbar: Gibt es für diese Behauptung Belege? 

Nach der Auflösung der Sowjetunion und dem sehr gerechtfertigten Verlust der baltischen Staaten wie auch der Abwendung ehemaliger Ostblockstaaten hat Russland noch die Regime von Weißrussland und Ukraine auf seiner Seite gehabt. Im Osten blieb der ehemalige Status einigermaßen erhalten, aber auch im Süden wurde die Lage zunehmend kritischer. Nach dem letzten, prowestlichen Machtwechsel in der Ukraine musste Russland den Verlust der Krim mit seinem unverzichtbaren, größten und wichtigsten Marinestützpunkt befürchten. 

Russland hat lange zugewartet, dann aber als das wahrscheinlich einzig Mögliche die Krim okkupiert. Nachdem die Krim eingenommen war, mit dem Einverständnis eines großen Teils der (entsprechend informierten ) Bevölkerung, ist die Einnahme des Donezbeckens der nächste Schritt. Den Marinestützpunkt auf der Krim kann Russland unmittelbar an der Grenze zu einer möglicherweise einmal zum Nato-Bereich gehörenden Ukraine nicht verteidigen. Es braucht eine Pufferzone zwischen der Krim und dem Bereich westlichen Einflusses und westlicher Militärmacht. 

Recht oder Unrecht – für Russland geht es um seine Selbständigkeit, die es anders kaum erhalten kann. Dies hätten die Westmächte nicht nur zu erkennen, sondern auch zu berücksichtigen. Russland sieht sich seit vielen Jahren zurückgedrängt, eingekreist von starker militärischer und wirtschaftlicher Macht. Dabei brauchte es Sicherheit im Westen schon deswegen, weil es an der Grenze zu China präsent sein muss, noch mehr aber zurzeit an der schon verschwimmenden Grenze zu islamischen Staaten und Gruppierungen. Die Vorgänge in Afghanistan und im Kaukasus, besonders in Tschetschenien, machen die Bedrohung an der südlichen Flanke deutlich. 

Betrachtet man Russlands Vorgehen in diesem Zusammenhang ohne Sympathie oder Antipathie, kann man an Notwehr denken. Die Lage ist umgekehrt und ähnlich wie der Konflikt mit dem Stellvertreterstaat Kuba, der 1962 anlässlich des Transports russischer Atomraketen nach Kuba kulminierte. Den Beteiligten ist klar, dass die gemäßigten Kräfte gegen die brutalen Radikalen zusammengefasst werden müssen. Russland und der Westen können sich eine anderweitige Bindung oder Schwächung ihrer Kräfte nicht erlauben. Wenn nicht Scharfmacher auf beiden Seiten eine Zuspitzung herbeiführen, sollte eine Einigung, nicht zuletzt für die in der Ukraine betroffenen Menschen, erreichbar sein. 
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